
Leistungsstipendien sind umstritten
Ein Prozent mehr Bafög oder

ein Prozent mehr bei den Bafög–
Freibeträgen kosten dem Staat
jeweils pro Jahr 15 Millionen
Euro mehr. Warum also nicht bei
den Elternfreibeträgen deutlich
zulegen, damit mehr junge Men-
schen in den Genuss von Förde-
rung kommen? Im Gegenzug
könnte man dann bei den Leis-
tungsstipendien kürzer treten –
sagen nicht nur Studentenwerk,

Opposition und Gewerkschaften,
sondern auch etliche Rektoren
wie Hochschulforscher. Denn
nach den bisherigen Erfahrungen
der Begabtenförderungswerke
profitieren vor allem Studenten
aus begüterten Elternhäusern
und aus Akademikerfamilien von
den Leistungsstipendien.

Hintergrund der Rufe nach ei-
ner deutlichen Ausweitung der
Bafög-Förderung bildet dabei der

in den vergangenen Jahren erheb-
lich zugenommene Studienver-
zicht unter den Abiturienten.  Der
Anfängerrekord zum Winterse-
mester ist allein eine Folge der
extrem geburtenstarken Abgän-
gerjahrgänge und der doppelten
Abiturjahrgänge infolge der
Schulzeitverkürzung am Gymna-
sium. Spätestens 2015 werden
Studienanfänger zur raren Ware.

Kommentar/Karl-Heinz Reith

Erhöhung der Bafög-Sätze
löst keine Jubelstürme aus

Berlin (dpa). Drei von vier
Abiturienten, die unmittelbar
nach der Schule auf ein Studium
verzichten, machen finanzielle
Probleme und die Angst vor ho-
hen Schulden dafür verantwort-
lich. Und jeder fünfte Studien-
abbrecher nennt fehlendes Geld
als Grund für sein Scheitern. 

Bundesbildungsministerin An-
nette Schavan (CDU) will das
Bafög entgegen früheren Aussa-
gen nun doch zum 1. Oktober
erhöhen – allerdings bescheiden.
Studentenwerk und Opposition
sprechen von einem Tropfen auf
den heißen Stein.

Kritiker stört dabei vor allem
die Absicht der schwarz-gelben
Koalition, die Erhöhung der
Bafög-Fördersätze (plus zwei
Prozent) und der wichtigen El-
ternfreibeträge (plus drei Pro-

zent) mit der Einführung eines
nationalen Stipendiensystems zu
verbinden. Nach den Vorstellun-
gen der Koalition sollen künftig
die zehn Prozent der leistungs-
stärksten Studenten unabhängig
vom Einkommen der Eltern
300 Euro monatlich erhalten –
ähnlich wie heute schon in NRW.
Die Hälfte dieses Betrages sollen
die Hochschulen vor Ort bei
Sponsoren einwerben.

Die Ministerin beteuert, die
Mehraufwendungen des Bundes
für die Stipendien gingen nicht zu
Lasten des Bafögs. Annette Scha-
van spricht bei der Studienförde-
rung von einem „Dreiklang aus
Bafög, Stipendien und Bildungs-
darlehen“. In der Haushaltspla-
nung des Bundes sind für die
Leistungsstipendien in den kom-
menden Jahren bereits 280 Milli-
onen Euro vorgesehen. Für das

Bafög hingegen wird im Haus-
haltsentwurf des Bundes für das
Jahr 2010 mit Minderausgaben in
Höhe von 51 Millionen Euro ge-
rechnet – bei Gesamtaufwendun-
gen im Bund von 1,5 Milliarden.

Die Bildungsministerin
braucht aber für das Stipendien-
projekt die Zustimmung der Län-
der. Und nicht nur bei der SPD,
auch bei unionsgeführten Bun-
desländern gibt es bislang Beden-
ken. So fürchtet man vor allem im
Osten, wegen der Wirtschafts-
schwäche der Unternehmen nicht
genügend Geld einwerben zu
können, um die Ko-Finanzierung
der Stipendien zu sichern. An-
fangs hat der Bund auch noch
davon gesprochen, dass die Län-
der 50 Prozent des Staatsanteils
für die Stipendien aufbringen
sollten. Derzeit ist nur noch von
35 Prozent die Rede. 

Umstritten: Die Bulgarin Rumjana Schelewa (40), designierte Kom-
missarin für Entwicklungshilfe, steht in Verdacht, dem EU-Parlament
private Geschäftsinteressen verschwiegen zu haben. Bild: dpa

Europäische Union

Beitrittskriterien für
Türkei aufgeweicht?
Von unserem Redaktionsmitglied
RALF OSTERMANN

Luxemburg/Münster (gl). Um
die Türkei auf ihrem Weg nach
Europa zu unterstützen, betreibt
die Europäische Union (EU) er-
heblichen finanziellen Aufwand.
Die sogenannte Heranführungs-
hilfe stieg von 126 Millionen Euro
in 2002 auf 463 Millionen Euro in
2006. Im Zeitraum von 2007 bis
2013 sollen sogar jährlich rund
800 Millionen Euro an den Bospo-
rus fließen, um unter anderem in
den Bereichen Straßenbau, Ver-
braucherschutz oder Steuerver-
waltung Fortschritte in Richtung
EU-Beitritt zu erzielen.

Seit gestern bestehen massive
Zweifel, dass die bisher zur Ver-
fügung gestellten Gelder in vol-
lem Umfang den entsprechenden
Projekten zugute kamen. Der Eu-
ropäische Rechnungshof in Lu-
xemburg kritisiert in einem Son-
derbericht, dass die EU-Zuwen-
dungen „nicht mit konkreten und
messbaren Zielen verknüpft“
wurden. Die Europäische Kom-
mission, die seit 2005 Beitritts-
verhandlungen mit Ankara führt,
sei über den genauen Nutzen der
Gelder in den vergangenen Jah-
ren nicht ausreichend informiert
worden. Weiter heißt es, dass sich
ein Beitrittsfortschritt ohne Ziel-
vorgaben und Leistungsindikato-
ren gar nicht feststellen lasse.

Der münsterländische CDU-
Europaabgeordnete Dr. Markus
Pieper bezeichnet die Heranfüh-
rungshilfe für die Türkei vor die-
sem Hintergrund als „Fehlinves-
tition“. „Das Geld wird für ir-
gendetwas ausgegeben“, kriti-
siert er. Als Beispiel nennt Pieper
Projekte für die Landwirtschaft,
die „ohne jegliche Bezugsdaten
durchgeführt“ würden. Das ma-
che einen Vergleich zu EU-Maß-
stäben unmöglich.

Pieper geht noch weiter. Er
wirft der EU-Kommission vor,
speziell für die Türkei bestimmte
Beitrittskriterien aufzuweichen.
So habe der Rechnungshof jetzt
festgestellt, dass sieben ehemals
vordringliche Ziele zur Verwirk-
lichung der Religionsfreiheit ein-
fach in einem Punkt zusammen-
gefasst worden seien. „Das stuft
die Gesamtpriorität ab“, ärgert
sich der CDU-Politiker.

Indem die Kommission die Ver-
schleierung und Projektwillkür
zulasse, ignoriere sie die Bei-
trittsbedingungen, kritisiert der
46-Jährige. Bestehende Probleme
dürften aber „nicht mit immer
mehr Geld und immer weniger
Kriterien“ kaschiert werden. Pie-
per fordert deshalb, der Türkei
weniger Geld zu überweisen. Da-
bei hat er das Förderniveau von
2006 im Auge, als die 463 Millio-
nen Euro insgesamt 44 Projekten
zugute kamen.

Zahl ziviler Opfer
auf Rekordstand

Kabul (AFP). In Afghanistan
sind 2009 bei Kämpfen und
Anschlägen mehr als 2400 Zi-
vilisten getötet worden. Dies
sei die höchste Zahl an zivilen
Opfern seit dem Sturz der Tal-
iban 2001, teilte die UN-Missi-
on in Afghanistan gestern in
Kabul mit. „Das Jahr 2009 war
das schlimmste Jahr für die
Zivilisten“, hieß es. Exakt sei-
en 2412 Zivilisten getötet wor-
den, 14 Prozent mehr als noch
2008. Den UN-Angaben zufol-
ge starben etwa 70 Prozent der
Opfer bei Anschlägen und An-
griffen von Aufständischen. 

Jemen: Entführer
fordern Lösegeld

Sanaa (dpa). Die Entführer
der im Jemen verschleppten
Familie aus Sachsen fordern
nach Informationen von
„Spiegel Online“ zwei Millio-
nen Dollar (1,4 Mio. Euro) Lö-
segeld. Sie verlangten außer-
dem Straffreiheit und freies
Geleit. Das jemenitische In-
nenministerin wollte sich zu
dem Bericht nicht äußern. Die
Regierung des Jemen hat nach
eigenen Angaben Verhandlun-
gen mit den Entführern der
deutschen Familie aufgenom-
men, die vor sieben Monaten
verschleppt worden war. 
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NRW-FDP wirbt
mit „Aufstieg“

Düsseldorf (lnw). „Auf-
stieg“ heißt die Zauberformel,
mit der die FDP in NRW im
Regierungssattel bleiben will.
Laut dem 86 Seiten starken
Landtagswahlprogramm-Ent-
wurf, den die Parteispitze ges-
tern in Düsseldorf vorlegte, be-
deutet das Zweierlei: Bessere
Rahmenbedingungen für den
sozialen Aufstieg des Einzel-
nen und gezielte Innovations-
und Bestenförderung, damit
NRW sich bis 2015 als „Auf-
steigerland“ in der Polit-Bun-
desliga profilieren kann. 

Minister Rösler
erzürnt Opposition

Berlin (dpa). Eine Personal-
entscheidung von Gesund-
heitsminister Philipp Rösler
(FDP) sorgt für Wirbel – und
Unmut bei der Opposition. Es
geht um die Berufung des bis-
herigen Spitzenmanagers des
Verbandes der Privaten Kran-
kenversicherung (PKV), Chris-
tian Weber, zum Abteilungs-
leiter für Grundsatzfragen. In
dieser Funktion soll sich der
53-Jährige künftig mit der
schrittweisen Umstellung der
beitragsfinanzierten gesetzli-
chen Krankenversicherung auf
Prämien und der Reform der
Pflegeversicherung befassen. 

Personalie

a Sarah Palin (45), republika-
nische US-Politikerin, hat ein
müdes TV-Debüt geboten: Oh-
ne rhetorische Höhepunkte,
ohne echte Spitzen verlief der
erste Auftritt der ehemaligen
Vizepräsidentschafts-Kandi-
datin als Kommentatorin beim
erzkonservativen Sender Fox
News. Sie wolle eine „faire
und ausgewogene Analyse“
abgeben, sagte Palin bei ihrem
20-minütigen Einstand bei der
„O’Reilly-Show.

Kommentare

Zur Konjunktur

Ein schweres Jahr
Von unserem Berliner Korrespondenten
CHRISTOPH SLANGEN

Das historische Konjunkturtief des Jahres 2009 ist
Vergangenheit, doch die Bewältigung der Folgen wird
eine Aufgabe auch der nächsten Jahre. Der herbeigesehn-
te selbsttragende Aufschwung ist trotz positiver Wachs-
tumswerte noch lange nicht erreicht. Die Börsen sind
weiter nervös und die Kurserholung ist keine Folge
besonders imponierender Unternehmensdaten. Es befin-
det sich jedoch viel Geld im Finanzkreislauf, das angelegt
werden muss. Die Politik der Notenbanken und der
Regierungen, mit niedrigen Zinsen und Milliardenhilfen
die Konjunktur anzukurbeln, ist so das Fundament eines
Aufschwungs, der noch auf unsicherer Grundlage statt-
findet. Die Warnungen der Kanzlerin, dass  2010 ein
schweres Jahr wird, sind mehr als angebracht. 

Die großzügige und teure Kurzarbeiterregelung wird
2010 an ihre Grenzen gelangen, die Arbeitslosigkeit
steigen. Deutliche Lohnzuwächse sind in den anstehen-
den Tarifrunden des Jahres für Millionen Beschäftigte
nicht zu erwarten. Und staatlicherseits haben die richtig
platzierten Milliarden-Konjunkturprogramme bittere
Folgewirkungen: Die Schulden sind auf Rekordhöhe und
der Notwendigkeit zu drastischen Einsparungen kann ab
2011 durch die Schuldenbremse nicht ausgewichen wer-
den. Steuersenkungen, die den Konsum ankurbeln könn-
ten, müssten durch weitere Einsparungen Eins zu Eins
gegenfinanziert und damit neutralisiert werden. 

Zur Bafög-Erhöhung

Kein Befreiungsschlag 
Von unserem Berliner Korrespondenten
RASMUS BUCHSTEINER

Der große Geldsegen ist es nicht. Völlig zu Recht
sprechen die Studenten und ihre Verbände bereits vom
Tropfen auf den heißen Stein und verweisen nicht zuletzt
auf die Studiengebühren, auf die viele von der Union
regierte Bundesländer inzwischen setzen. Nur zur Erin-
nerung: Gerade erst hat eine Studie ergeben, dass die
Sorge vor finanziellen Problemen immer noch reihenwei-
se Abiturienten vom Studium an deutschen Unis abhält.
Vielfach führen Geldprobleme auch dazu, dass Studenten
aufgeben und ihr Studium abbrechen. Eine so überschau-
bare Bafög-Erhöhung wie jetzt angekündigt ist denn
auch kaum dazu geeignet, den Akademikern von morgen
die finanziellen Sorgen zu nehmen. Auch das anvisierte
Nationale Stipendienprogramm wird keinen Befreiungs-
schlag bringen. Das Extra-Geld für die besonders Talen-
tierten ist längst Gegenstand eines zähen Finanzierungs-
streits zwischen Bund und Ländern geworden. 

Als die Konzepte für Stipendienprogramm und Bafög-
Erhöhung im November publik gemacht wurden, ging es
der Politik um ein Signal. Es richtete sich an jene
Studenten, die damals bundesweit Hörsäle besetzten und
gegen die Probleme bei der Umstellung auf Bachelor und
Master protestierten. Ihnen wäre jedoch allein mit einem
finanziellen Plus – und sei es noch so groß – ohnehin nicht
geholfen. Ihnen geht und ging es um weniger Bürokratie,
kleinere Lerngruppen und mehr akademisches Personal.

Widerstand wächst
Brüssel (AFP/dpa). In Brüssel

wächst der Widerstand gegen die
Kandidatin Bulgariens für die
EU-Kommission, Rumjana Sche-
lewa. Die Sozialdemokraten im
Europaparlament machten ges-
tern „erhebliche Zweifel“ an der
Eignung der 40-Jährigen geltend,
die als Kommissarin für Entwick-
lungshilfe vorgesehen ist. Die am-
tierende Außenministerin steht
im Verdacht, Nebeneinkünfte
verschwiegen zu haben.

Der Chef der Sozialdemokraten
im Europapaparlament, Martin
Schulz (SPD), übermittelte Kom-

missionspräsident José Manuel
Barroso die Bedenken seiner
Fraktion gegen die Bulgarin.
„Was ihre fachliche Substanz an-
geht, gibt es erhebliche Zweifel“,
sagte Schulz’ Sprecher. Die fi-
nanziellen Unklarheiten seien
dagegen für die Fraktion nur
schwer zu beurteilen. 

Falls die Abgeordneten der
40-Jährigen kein Vertrauen
schenken, muss Barroso die Re-
gierung in Sofia bitten, einen an-
deren Kommissar zu benennen,
um die Ablehnung der gesamten
Kommission zu verhindern. 

Bundeskabinett

333 000 der zwei Millionen Studenten haben 2008 finanzielle Unterstützung nach dem Bundes-Ausbil-
dungsförderungs-Gesetz (Bafög) erhalten. Im Durchschnitt lag die staatliche Unterstützung bei 398 Euro.

Bafög: Stütze für das Studium
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Neue Regeln für
Rating-Agenturen

Berlin (dpa). Die seit der Fi-
nanzkrise in der Kritik stehen-
den Rating-Agenturen sollen
schärferen Regeln unterwor-
fen werden. In besonders
schweren Fällen müssen sie
mit Bußgeldern bis zu einer
Million Euro rechnen. Einen
entsprechenden Gesetzent-
wurf hat das Bundeskabinett
gestern beschlossen. Die
schwarz-gelbe Regierung setzt
damit EU-Vorgaben um. Ra-
ting-Agenturen bewerten die
Kreditwürdigkeit von Unter-
nehmen, Finanzprodukten so-
wie von Staatsschuldnern.


